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Der Beitrag von M. Rosenberger wird in Form der Vortragsfolien zusammengefasst.
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Stadtwachstum als Herausforderung
für die Kommunal- und Finanzpolitik
Kommentar von Gerlinde Gutheil-Knopp-Kirchwald zum Vortrag von Michael Rosenberger

Vielen Dank. Ich denke, wir haben in diesem Vortrag einen 
sehr guten Überblick bekommen über die Herausforderun-
gen einer wachsenden Stadt – und auch einige Ideen gehört, 
wie man auf diese Herausforderungen antworten könnte - 
vielleicht bewusst noch off en formuliert, um die Diskussion 
anzuregen. Ich möchte nun manches davon nochmal aufgrei-
fen und möglicherweise auch etwas provokant zuspitz en. 
Zunächst: Dass Wien wächst, hat sich mitt lerweile wirklich 
herumgesprochen, und zwar, was vielleicht noch immer 
nicht so bekannt ist, nicht nur aufgrund der Zuwanderung, 
sondern auch aufgrund einer positiven Geburtenbilanz. Als 
Folge dessen steigen nicht nur die Einwohnerzahl, sondern 
auch die wirtschaftliche Nachfrage und insbesondere der Be-
darf an Wohnfl ächen, Kinderbetreuungseinrichtungen und 
all dem, was zuvor erwähnt wurde. 
Eigentlich müsste man sich nun fragen: Warum ist denn 
Wachstum so ein Problem für Planer oder Ökonomen? Wur-
den diese beiden Disziplinen nicht im letz ten Jahrzehnt ge-
nau deswegen gescholten, weil sie angeblich „blind“ einem 
Wachstumsparadigma folgen - nur mit Wachstum umgehen 
können und, genau umgekehrt, die Schrumpfung von Städ-
ten, Regionen oder Volkswirtschaften die problematische 
Herausforderung sei, die die Planung erst „lernen müsse“? 
Philipp Oswalt sprach von einer „Inkompatibilität der Instru-
mente mit Schrumpfung“, und Hartmut Häußermann sagte: 
„Wenn das Wachstum ausbleibt, ist Entwicklung nur noch Verlust 
und Katastrophe“.  
Planer sollten also wissen, wie mit Wachstum umzugehen 
sei. Anscheinend ist es aber nicht ganz so einfach. Auch 
Wachstum, wo wir vielleicht bessere Instrumente haben, ist 
schwierig. Im Vortrag wurden einige Punkte angesprochen, 
weshalb dies so sein könnte.  
Einer davon war der Konfl ikt zwischen Ansprüchen und 
Leistbarkeit. Hohe Ansprüche (quantitativ, qualitativ, sozial, 
smart,…) versus einer beschränkten Leistbarkeit – sowohl in 
Bezug auf die Stadt (die Stadt kann sich nicht alles leisten), als 
auch in Bezug auf die einzelne Person, den Bürger oder die 
Bürgerin. Diese Diskussion haben wir aktuell ganz intensiv 
beim geförderten Wohnbau, wo immer wieder gefragt wird: 
Können wir nicht runter mit bautechnischen Standards, mit 
Barrierefreiheit, Garagen und sonstigen Standards, um die 
Leistbarkeit zu erhöhen?; aber auch im öff entlichen Verkehr 
oder beim Freiraum (Stichwort: Wildnis statt  gestalteter 
Park). 
Das zweite, was mir genauso interessant erscheint, ist, dass 
sich Wachstum anscheinend nicht mehr selbst fi nanziert. 
Wachstum ist kein Selbstläufer mehr, möglicherweise weil 
unterschiedliche Komponenten des Wachstums unterschied-

lich schnell wachsen und vielleicht nicht einmal in allen Be-
reichen ein Wachstum besteht. Konkret: Bevölkerung, Brut-
toregionalprodukt, Produktivität und Arbeitsplätz e wachsen 
ganz unterschiedlich schnell. Und teilweise haben wir es 
mit einem „jobless growth“ zu tun, d.h. wir haben noch ein 
gewisses Wirtschaftswachstum, aber wir haben nicht mehr 
das gleiche Wachstum an Arbeitsplätz en und schon gar nicht 
mehr dahinter ein entsprechendes Wachstum an Steuerein-
nahmen und budgetärem Spielraum. 
Die Frage ist – und das möchte ich hier als These formulie-
ren – ob wir diese unterschiedlichen Geschwindigkeiten des 
Wachstums als eine neue Form der Entkopplung bezeichnen 
könnten. 
Entkopplung – oder Decoupling – war lange Zeit ein fester 
Begriff  in der wissenschaftlichen und politischen Diskussion. 

 Zunächst, in den 90er Jahren ging es um Ent-
kopplung von Wirtschaftswachstum und Um-
weltschädigung bzw. CO2-Emissionen. Es gab 
Schwerpunktprogramme der UNO und der OECD 
(„decoupling the link between environmental bads 
and economic goods”) mit dem Ziel, diese Kompo-
nenten voneinander zu entkoppeln.

 Anschließend: Versuche einer Entkopplung von 
Wirtschaftswachstum und Energieverbrauch, oder 
auch, in anderem Kontext, Entkopplung von Wirt-
schaftswachstum und Verkehrsnachfrage (dies ist 
u.a. auch in der Europa 2020-Strategie festgelegt) 
– jeweils mit bisher höchst unterschiedlichen Erfol-
gen. 

 Schließlich die Diskussion um „Decoupling“ und 
„Unbundling“ in der netz gebundenen Infrastruk-
tur

Meine Frage wäre nun: Sind wir nun an einem neuen Punkt 
der Entkopplung angelangt, wo genau diese zum Problem 
wird? Wo wir ein städtisches Wachstum haben, eine dyna-
mische Zunahme von Bevölkerung und Flächenverbrauch, 
diese aber in gewissem Maße entkoppelt ist von Wirtschafts-
wachstum und insbesondere dem Wachstum an Arbeitsplät-
zen und der kommunalen Finanzmitt elausstatt ung? Dies 
kann verbunden werden mit der Frage, ob Stadtwachstum 
unter solchen Umständen überhaupt möglich ist, entkoppelt 
von Schuldenwachstum der öff entlichen Hand, oder ob wir 
Wege suchen müssen, um wieder zu einer stärkeren Kopp-
lung der einzelnen Bereiche zu kommen. 
In diesem Zusammenhang wurden im zweiten Vortragsteil 
einige Lösungsansätz e angeführt. Ich erweitere diese nun 
um ein paar Anregungen, die ich zusammenfassen möchte 
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mit „die Verantwortung auf breitere Basis stellen“. Hier las-
sen sich drei Ebenen unterscheiden, sie beziehen sich auf die 
Kosten- und Steuerungsverantwortung:

1. Funktionelle Basis: Ist es noch an der Zeit oder ist 
es zu hinterfragen, ob wirklich die Hauptfi nan-
zierungslast für die verschiedenen Bereiche von 
Stadtwachstum und Infrastruktur großteils über 
die Besteuerung jenes Bereichs erfolgen soll, der, 
wie sich gezeigt hat, momentan am schwächsten 
wächst, nämlich über die Arbeitsleistung, die Ar-
beitsplätz e?

2. Personell/räumliche Basis: Einbeziehung jener, die 
von Infrastruktur und Planungsleistungen profi -
tieren (angesprochen wurden Infrastrukturbeiträ-
ge, was schon intensiv genütz t wird, es aber noch 
Optimierungspotenzial gibt; weitere Instrumente 
wären Planwertabschöpfung oder Vertragsraum-
ordnung – letz tere ist ja in Wien als einzigem Bun-
desland noch nicht umgesetz t) Erwähnt wurden 
regionale Lösungen, wo das Stadtumland sich 
beteiligt, mitfi nanziert und Mitverantwortung 
trägt für öff entliche Leistungen. Und wenn man es 
nicht nur auf die Mitfi nanzierung bezieht, sondern 
auch auf die personelle bzw. institutionelle Steu-
erungsverantwortung, dann kommen die zuletz t 
angesprochenen Punkte ins Spiel: Aufgabentei-
lung mit privaten oder semi-öff entlichen Trägern 
(Stichworte PPP - Public Private Partnership und 
PCP - Public citizen partnership). Genannt wurden 
als Beispiele Privatstraßen oder Urban Gardening 
– Projekte.

3. Zuletz t die zeitliche Komponente: Mir ist aufgefal-
len, dass in sehr vielen Bereichen, ob das nun Stadt-
planung ist (in Bezug auf neue Instrumente wie 
Mehrwertabschöpfung), Wohnungspolitik oder 
ganz andere Felder – ich nenne hier beispielsweise 
Beschäftigungsverhältnisse oder Pensionsreform –
ein Ungleichgewicht besteht zwischen der Behand-
lung der neu Eintretenden (denen, die erstmals 
eine Baulandwidmung erhalten, die sich erstmals 
Wohnraum schaff en oder die erstmals in den Ar-
beitsmarkt eintreten) und jener Mehrheit, die sich 
auf eine bestehende Situation, ältere Verträge oder 
wohlerworbene Rechte berufen können. Es scheint, 
dass innovative und notwendige Vorschläge zur 
Finanzierungsreform (ob in der Raumplanung 
oder bei Pensionen) bisher meist die „Neuen“ 
überproportional treff en, und ich denke, es wäre 
an der Zeit, anzudiskutieren, ob nicht auch eine 
zeitliche Ausweitung einer Mit(fi nanzierungs-)ver-
antwortung möglich wäre.

Zuletz t, und das wäre schon eine Frage für die Diskussion 
und eine Überleitung zum nächsten Vortrag: Was ist jetz t 
smart? Ist smart das neue „nachhaltig“, mit einer etwas hö-
heren Technologieaffi  nität? Sind smarte Lösungen sparsa-
mer (kleinere Wohnungen, Wildnis statt  Park)? Ist es smart, 
Kosten abzuwälzen und Mitfi nanzierer zu suchen, oder ist 
es smart, zu versuchen, die Finanzierungsleistungsfähigkeit 
der öff entlichen Hand zu erhöhen? Ich lade Sie ein, die an-
gesprochenen Optionen zu diskutieren und/oder in Zweifel 
zu ziehen.
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